
Abrüsten statt Aufrüsten
» Keine Erhöhung der Rüstungsausgaben – Abrüsten ist das Gebot der Stunde «

B isher haben über 70.000 Unter-
stützer*innen den Aufruf unter-
schrieben. Die Veranstaltung 

formulierte die Abrüstungsalternative 
zur Aufrüstungspolitik von Frau von 
der Leyen, die neben den schon bewil-
ligten 20 Milliarden weitere 25 Milliar-
den zusätzlich fordert. Sie will schnell 
die 75 Milliarden (2% Ziel der NATO) 
erreichen.

In den einleitenden Beiträgen betonte 
Michael Erhardt (1. Bevollmächtigter IG 
Metall Frankfurt am Main), dass die 
Gewerkschaften sich seit ihrer Grün-
dung als Teil der Friedensbewegung 
verstanden haben. „Gewerkschaften 
sind immer dagegen, Konflikte mit mili-
tärischen Mitteln zu lösen“, so Erhardt, 
der nochmals den Beschluss des DGB-
Bundeskongresses im Mai zur Unter-
stützung des Aufrufs herausstellte.

Reiner Braun (Co-Präsident Inter-
national Peace Bureau, Arbeitskreis 
abrüsten statt aufrüsten) stellte heraus, 
dass der Aufruf „abrüsten statt aufrüs-
ten“ bereits jetzt die größte und erfolg-
reichste Unterschriftensammlung der 
Friedensbewegung in den letzten Jah-
ren ist. „Menschen gehen wieder auf 
Menschen zu, wir sind am Beginn einer 
Basisbewegung. Auf die Menschen 
zuzugehen und ein Schneeballsystem 
in Gang zu setzen, das ist die Heraus-
forderung“, so Braun.

In der Diskussion unterstrichen 
die Redner*innen die vielfältigen 
Möglichkeiten mit der Unterschrif-
tensammlung auf die Bevölkerung 
zuzugehen und sie für mehr Aktivitä-
ten gegen Aufrüstung zu gewinnen. 
Betont wurde die Zusammenarbeit der 
unterschiedlichen Kräfte, die den Auf-

ruf unterstützen, z.B. aus den Gewerk-
schaften, der Umweltbewegung und 
der Wissenschaft, insbesondere auf 
lokaler Ebene zu verstärken.

Aktionen verstärken

Nach einer intensiven Diskussion 
wurde vereinbart, sich folgende Schwer-
punkte für die weitere Arbeit zur Unter-
stützung des Aufrufes zu setzen:

► Aktive Vorbereitung und Gestal-
tung -möglichst gemeinsam mit den 
Gewerkschaften- des 1. Septembers 
2018 (Anti-Kriegstag)

► Lobbybriefe sowie lokale Gespräche im 
Wahlkreis mit den Abgeordnet*innen 
im Zeitraum September bis November

► Treffen und Gespräche mit den 
Abgeordnet*innen in Berlin sowie die 
symbolische Übergabe der bis dahin 
erreichten Unterschriften im Zeitraum 
vom 10.-14. September, wenn traditio-
nell der Bundeshaushalt vorgestellt wird

► Aktionstage mit öffentlichen Protest-
aktionen und dezentralen Demonstra-
tionen im Zeitraum vom 1.-4. November, 
um angesichts der Haushaltsdebatten 
gegen die unsoziale Schwerpunktset-
zung des Haushaltes zugunsten der 
Aufrüstung und für die Reduzierung 
des Rüstungsetats zu protestieren

► Aktionen, insbesondere auch Unter-
schriftensammlungen, am 10. Dezem-
ber, dem Tag der Menschenrechte, 
auch um den Frieden als Menschen-
recht hervorzuheben
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Bericht vom Treffen am 17. Juni

Basisbewegung für Abrüstung 
weiter stärken! 
Mehr als 80 Friedensbewegte, Gewerkschafter*innen und Repräsentant*-
innen unterschiedlicher sozialer Bewegungen, politischer Organisationen 
und Parteien trafen sich am 17.06.2018 im DGB-Haus in Frankfurt am Main, 
um eine erste Bilanz des im November 2017 gestarteten, gesellschaftlich 
breiten Aufrufes „abrüsten statt aufrüsten“ zu ziehen.

Abrüsten statt Aufrüsten

Abschlusskundgebung von „Frieden geht“ 2018 in Berlin © Nils Biermann

E ntwicklung muss jedoch nach-
haltig sein und ist eine langfris-
tige Aufgabe. Da in den kom-

menden Jahren solche Aufwüchse 
nicht mehr vorgesehen sind, wird 
Deutschland es nicht schaffen, seine 
Verpflichtung, mindestens 0,7 Prozent 
des Bruttonationaleinkommens für 
Entwicklung und humanitäre Hilfe 
zur Verfügung zu stellen, einzuhalten. 
Nach jetziger Finanzplanung würden 
die Ausgaben 2019 unter 0,5 Prozent 
und dann noch stärker sinken.
Ganz anders steht es mit der Ausgaben-
planung für Rüstung: Hier wurde eine 
Steigerung bis 2024 auf 1,5 % des BIP 
angekündigt. Das von den USA und 
der NATO gesetzte Diktum einer 2 % 
Steigerung für Sicherheit sollte nicht 
dazu führen, Ausgaben für Sicherheit 
mit Rüstungsausgaben zu verwech-
seln. Es gibt schwerlich Evidenz dafür, 
dass militärische Interventionen oder 
die Aufrüstung von Kriegsakteuren 
weltweit einen Beitrag zu Frieden 
und Stabilität gebracht hätten – siehe 
z.B. Afghanistan,  Irak, Libyen, Jemen, 
Syrien. Es gibt auch keinen Beweis, 
dass Entwicklungszusammenarbeit 
und zivile Maßnahmen der Konfliktlö-
sung etwa nicht zum Frieden und Sta-
bilität beitragen hätten und noch mehr 
beitragen könnten, würde man sie mit 
mehr Ressourcen ausstatten. Frieden 
braucht Entwicklung und Entwicklung 

braucht Frieden. Die Bundesregierung 
sollte deshalb für den internationalen 
Beitrag zum Frieden Aufwüchse für 
zivile Instrumente (Ziviler Friedens-
dienst, ziviles Personal und Polizei-
kräfte für internationale Friedens-
missionen, Mediation, Unterstützung 
beim Aufbau von Justiz und Rechts-
staatlichkeit) und für die Erreichung 
der Sustainable Develpoment Goals 
vorsehen, bzw. in der EU erkämpfen. 
Im Sinne der 2017 vom Bundeskabinett 
beschlossenen  Leitlinien „Krisen ver-
hindern, Konflikte bewältigen, Frieden 
fördern“ sollte vor allem in Prävention 
investiert werden, sowie in huma-
nitäre Hilfe und Konfliktnachsorge, 
Unterstützung von Zivilgesellschaft, 
Institutionen für Streitschlichtung 
und Menschenrechtsschutz, Aufarbei-
tung und Aussöhnung in Nachkriegs-
regionen.
Dies gilt es auch auf EU-Ebene zu 
verteidigen: Die EU Kommission hat 
am 2. Mai Vorschläge für den mehr-
jährigen Finanzrahmen 2021-27 vor-
gelegt. Sie sehen u.a. vor, einige zuvor 
eigenständige Budgets (z.B. die Inst-
rumente für „Demokratie und Men-
schenrechte“ und „Stabilität und Frie-
den“)  in einem einzigen großen Topf 
für „Nachbarschaft, Entwicklung und 
internationale Kooperation“ zusam-
menzufassen. Dieser soll einen „star-
ken Fokus auf Migration“ haben und 

Prävention, Friedens- und 
Entwicklungspolitik stärken
Am 2. Mai 2018 hat das Bundeskabinett die Eckwerte für den Bundeshaus-
halt 2018 beschlossen und darin für das Jahr 2018 rund 900 Millionen Euro 
mehr für Entwicklungszusammenarbeit vorgesehen.

Blockade bei der ICAN-Protestwoche in Büchel 2018  © Ralf Schlesener

► Weiterführung der Unterschriften-
sammlung bis mindestens Ende Dezem-
ber 2018. Dann werden wir gemeinsam 
über die Fortführung der Initiative 

„abrüsten statt aufrüsten“ beraten.

Im gemeinsamen Schlusswort beton-
ten Kristine Karch und Willi van 
Ooyen, dass der Aufruf und die sich 
entwickelnde Kampagne eine große 
Möglichkeit zur Stärkung der Frie-
densbewegung sind. „Dies ist ange-
sichts von Militarismus und Krieg 
dringend notwendig“, so die beiden 
Moderator*innen. 

Nils Biermann und Reiner Braun

auch Maßnahmen zur „Ertüchtigung“ 
von Polizei und Armeen in Partner-
ländern (z.B. im afrikanischen Raum) 
finanzieren. Wenn es keine Zweckbin-
dung für Entwicklungsausgaben, Men-
schenrechtsschutz und Förderung der 
Demokratie sowie friedenssichernde 
und –stabilisierende zivile Maßnah-
men gibt, werden diese zunehmend 
hinter die Finanzierung von Maßnah-
men, die sicherheitspolitischen Zielen 
der EU-Mitglieder (der Abwehr von 
Flüchtlingen und Migranten) dienen, 
zurückgedrängt werden – erst recht, 
wenn mehr Regierungen innerhalb 
der EU nach rechts abdriften. Auch die 
Bundesregierung hat 2016/17 Ausga-
ben für Flüchtlingsunterbringung und 
Integrationsmaßnahmen im Inland 
dem Entwicklungsetat – und damit 
der Erreichung des 0,7 Prozent-Zieles 

- zugeschrieben. Regierung und Parla-
ment sollten sich der Zweckentfrem-
dung und  Instrumentalisierung von 
Entwicklungspolitik endlich wider-
setzen  und sicherstellen, dass diese 
vor allem diejenigen fördert, denen es 
an täglicher sozialer, ökonomischer, 
politischer Sicherheit, an Menschen-
rechten und politischen Beteiligungs-
chancen fehlt.

Dr. h.c. Cornelia Füllkrug-Weitzel, 
Präsidentin von Brot für die Welt 
und der Diakonie Katastrophenhilfe
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Keine Rüstungsexporte 
an Diktatoren!

Umweltfestival 2018 der Grünen Liga in Berlin | © Reiner Braun

K eine Waffen an Diktatoren! Es 
ist schändlich, dass die Bun-
desregierung Waffen und 

Rüstungsgüter an Staaten wie Ägyp-
ten, die Türkei, Saudi-Arabien oder 
die Vereinigten Arabischen Emirate, 
die auch am Krieg im Jemen beteiligt 
sind, liefert. Sie macht sich mitschul-
dig an Völkerrechtsbruch, Krieg und 
dem vielfachen Leiden von Menschen. 
Deutschland braucht auch endlich ein 
Gesetz zur restriktiven Regelung von 
Rüstungsexporten. Exporte in Krisen-
gebiete darf es nicht weiter geben.

Daher unterstützte ich den Aufruf 
„abrüsten statt aufrüsten“. Es ist Zeit 
für eine breite Bewegung von Gewerk-
schaften bis Umweltverbänden, von 
Parteien und Zivilgesellschaft. Erst 
Mitte Juni haben Friedensforscher in 
ihrem Gutachten erneut gefordert, 
dass in Deutschland endlich Abrüs-
tung wieder auf die Agenda kommt, sei 
es angesichts der Aufrüstungsbestre-
bungen in Russland oder in den USA. 

Ich bin überzeugt davon, dass mehr 
Transparenz rund um die Entschei-
dungen für Rüstungsexporte ein wich-
tiger Baustein für die Verminderung 
der Exporte ist. In der Vergangenheit 

haben schmutzige Deals im Hinter-
zimmer  immer wieder für Empörung  
gesorgt, meist war es dann zu spät. 
Daher wäre mehr Transparenz präven-
tive Exportverhinderung und damit 
auch Konfliktvermeidung.

Deshalb gilt es an drei 
Stellen anzusetzen:

1. Wir müssen Licht in die Dunkelkam-
mer des Bundessicherheitsrats brin-
gen: Die Beschlüsse des Bundessicher-
heitsrats dürfen nicht länger höchster 
Geheimhaltung unterliegen. Die Bun-
desregierung muss ihre Entscheidun-
gen außen- und sicherheitspolitisch 
begründen. Eigentlich eine Selbstver-
ständlichkeit in unserer Demokratie 

- denn nur dann können Parlament und 
Öffentlichkeit reagieren. 
2. Parlamentarische Kontrolle und 
Verantwortung: Das Parlament muss 
auch in der Rüstungsexportpolitik 
seine Kontrollfunktion gegenüber der 
Bundesregierung voll ausüben kön-
nen. Dazu muss es umfangreicher und 
früher als bisher informiert werden 
und ein aufschiebendes Vetorecht für 
Exporte in Drittländer erhalten. Nur so 

ist es in der Lage, die Rüstungsexport-
politik der Bundesregierung effektiv zu 
kontrollieren.
3. Klagerechte einräumen: Nicht-Re-
gierungsorganisationen brauchen eine 
Möglichkeit, gegen Genehmigungen  für 
Rüstungsexporte zu klagen und diese 
überprüfen zu lassen. Damit wäre neben 
dem Parlament eine weitere, gesell-
schaftliche Kontrollinstanz geschaffen. 

Michael Kellner, Politischer Geschäfts-
führer der Partei Bündnis 90/Die Grünen

© Rasmus Tanck

Abrüsten statt Aufrüsten

Beschluss des DGB
Die NATO Planung, die Rüstungsausgaben auf 2 Prozent der 

Wirtschaftsleistung (BIP), zu erhöhen, bedeutet für Deutschland 

nahezu eine Verdopplung der Militärausgaben.

Das 2-Prozent-Ziel der NATO, das von der Trump-Regierung 

vehement eingefordert wird, sichert nicht den Frieden, sondern 

führt zu einer neuen Rüstungsspirale.

Zwei Prozent des BIP für Rüstungsausgaben – das wären 

weitere 30 Milliarden Euro, die im zivilen Bereich fehlen: für 

Bildung, Hochschulen, Schulen und Kitas, für den sozialen 

Wohnungsbau, für kommunale und digitale Infrastruktur, für 

eine ökologische und soziale Gestaltung der Verkehrs- und 

Energiewende und für die Alterssicherung und mehr soziale 

Sicherheit.

Deutschland braucht mehr zivile Strategien zur Friedens-

sicherung, die an den Ursachen von Kriegen und Konflikten 

ansetzen. Hierzu gehören vor allem ein fairer Welthandel, eine 

gerechtere Verteilung des weltweiten Reichtums sowie soziale 

und ökologische Entwicklungs- und Klimaschutzprojekte.

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften setzen sich für 

eine stärkere und bessere Kontrolle von Waffenexporten ein. 

Wir lehnen Waffenexporte in Krisen- und Konfliktgebiete sowie 

an diktatorische oder autokratische Regime grundsätzlich ab. 

Deutschland darf nicht länger Staaten und Konfliktparteien 

mit Waffen versorgen, die Krieg, Gewalt und Unterdrückung 

als Mittel der Politik verstehen.

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften lehnen bewaffnete 

Interventionen ohne UN-Mandat ab.

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern alle 

Abgeordneten des Deutschen Bundestages auf, sich gegen das 

2-Prozent-Ziel bei Rüstungsausgaben zu engagieren.

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern statt-

dessen verstärkte Initiativen für Abrüstung und Rüstungs-

konversion und unterstützen deshalb die Petition „Abrüsten 

statt Aufrüsten”.

Der DGB und seine Gliederungen werden ihre Zusammenarbeit 

mit Friedensinitiativen ebenso wie ihr Engagement und ihre 

Öffentlichkeitsarbeit für Frieden, Abrüstung und internationale 

Konfliktlösungen weiter verstärken, um zu verhindern, dass das 

2-Prozent-Ziel bei den Rüstungsausgaben verwirklicht wird.

A m Antikriegstag gedenken die 
Gewerkschaften des Grauens 
und des unermesslichen Leids 

der beiden Weltkriege, die über 80 Mil-
lionen Tote gefordert haben. Jährlich 
erinnern wir am 1. September daran, 
dass es dieser Tag war, an dem Nazi-
Deutschland mit seinem Überfall auf 
Polen 1939 den Zweiten Weltkrieg ent-
facht hat. Gerade in diesem Jahr haben 
wir besonderen Anlass, den Antikriegs-
tag als Tag des Mahnens vor den zer-
störerischen Folgen von besinnungs-
losem Nationalismus und Faschismus 
zu begehen. Denn 2018 jährt sich das 
Ende des Ersten Weltkriegs zum hun-
dertsten Mal. Nie wieder Krieg! Nie 
wieder Faschismus! Das ist die unum-
stößliche Lehre, die wir Gewerkschaf-
ten aus den Weltkriegsschrecken des 
20. Jahrhunderts gezogen haben. Dazu 
bekennen wir uns. Dafür steht die 
Gewerkschaftsbewegung in Deutsch-
land, Europa und weltweit!

Unser Eintreten für Frieden, Demo-
kratie und Freiheit ist wichtiger denn je. 
Die internationale Nachkriegsordnung 
ist aus den Fugen geraten. Die Hoffnung, 
dass das Ende des Kalten Krieges ein 
Zeitalter der Entspannung einläuten 
würde, hat sich als Illusion erwiesen. 
Das Risiko von militärischen Ausein-
andersetzungen ist so groß wie seit 1989 
nicht mehr. Rund um den Globus toben 
mehr als 30 Kriege und bewaffnete Kon-
flikte. Auch die nukleare Bedrohung hat 
eher zu- als abgenommen. Die USA und 
Russland modernisieren ihre Atomwaf-
fenarsenale. Nuklearmächte wie China, 
Nordkorea, Indien und Pakistan tragen 
dazu bei, dass wir erneut ein nuklea-
res Wettrüsten erleben. US-Präsident 
Trump kündigt einseitig das interna-
tionale Atomabkommen mit dem Iran 
auf. Und doch weigert sich die deutsche 
Bundesregierung weiterhin, den von 
über 120 Staaten beschlossenen UN-
Vertrag über ein Atomwaffenverbot 
mitzutragen.

Das globale Erstarken von Nationa-
lismus und Protektionismus, die Aus-

breitung autoritärer, autokratischer 
und rechtspopulistischer Regime för-
dern die Entstehung einer neuen Welt-
unordnung. Wachsende Instabilität 
und die zunehmende Bereitschaft, die 
eigenen Interessen mit militärischer 
Gewalt durchzusetzen, prägen das 
internationale Geschehen. Die Folge: 
Nie sind so viele Menschen auf der 
Flucht gewesen. Heute sind es weltweit 
68,5 Millionen. Die meisten mussten 
ihre Heimat verlassen, weil dort Krieg 
oder Bürgerkrieg herrscht. 

Nichts zeigt deutlicher: Waffengewalt 
und militärisches Hochrüsten lösen 
keine Probleme. Eine neue Aufrüs-
tungsspirale ist die falsche Antwort auf 
die veränderte Weltlage. Und doch sind 
die globalen Rüstungsausgaben mit 
über 1,7 Billionen US-Dollar so hoch wie 
seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr. 
Dieser Wahnsinn muss ein Ende haben. 

Deshalb lehnen der DGB und seine 
Mitgliedsgewerkschaften das NATO-
Ziel ab, die Rüstungsausgaben der 
Bündnispartner auf zwei Prozent ihrer 
Wirtschaftsleistung zu erhöhen. Für die 
Staaten Europas würde dies bedeuten, 
dass ihre Militäretats von 500 Milliar-
den Euro auf 800 Milliarden anwachsen. 
Auch Deutschland müsste seine Rüs-
tungsausgaben annähernd verdoppeln.

Zwei Prozent des BIP für den Rüs-
tungsetat – das wären alleine in Deutsch-
land weitere 30 Milliarden Euro, die im 
zivilen Bereich fehlen würden: für Inves-
titionen in Bildung, Hochschulen, Schu-
len und Kitas, für den sozialen Woh-
nungsbau, für kommunale und digitale 
Infrastruktur, für eine gerechte und öko-
logische Gestaltung der Verkehrs- und 
Energiewende, für eine bessere Alterssi-
cherung und mehr soziale Sicherheit. 

Vor diesem Hintergrund fordern der 
DGB und seine Mitgliedsgewerkschaf-
ten die deutsche Bundesregierung dazu 
auf, endlich umzudenken und mit ihren 
EU-Partnern eine gemeinsame europä-
ische Strategie der friedenssichernden 
Konf likt- und Krisenprävention zu 
erarbeiten. Statt die Verteidigungsaus-

Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes
zum Antikriegstag: 1. September 2018

Nie wieder Krieg!
Abrüsten statt Aufrüsten! 

gaben massiv aufzustocken, muss eine 
solche zivile Strategie der Friedenssi-
cherung bei den Ursachen von Kriegen 
und bewaffneten Konfl ikten ansetzen. 
In ihrem Mittelpunkt müssen die Ziele 
einer fairen Gestaltung der Globalisie-
rung und einer gerechteren Verteilung 
des weltweiten Reichtums sowie sozi-
ale und ökologische Entwicklungs- und 
Klimaschutzprojekte stehen.
Überdies fordern der DGB und seine 
Mitgliedsgewerkschaften eine stärkere 
und bessere Kontrolle von Waffenexpor-
ten. Wir lehnen Waffenexporte in Kri-
sen- und Konfl iktgebiete sowie an dik-
tatorische und autokratische Regime 
grundsätzlich ab. Stattdessen treten der 
DGB und seine Mitgliedsgewerkschaf-
ten für eine Politik der Abrüstung und 
Rüstungskonversion ein. Wir unter-
stützen deshalb die friedenspolitische 
Initiative „Abrüsten statt Aufrüsten“ 
und rufen anlässlich des Antikriegstags 
öffentlich dazu auf, die Petition dieser 
Initiative gegen das Zwei-Prozent-Ziel 
der Bundesregierung zu unterzeichnen.
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International: 

ITUC für Abrüstung

U nsere Gewerkschaften kämp-
fen an vorderster Front für eine 
gerechtere Welt – für Frieden, 

Demokratie, Menschen- und Arbeits-
rechte, Löhne, sozialen Schutz und 
Geschlechtergerechtigkeit; gegen Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit, und 
gegen sinnlose Privatisierung.

Die Demokratie verarmt, wenn 70 
Jahre nach der Verabschiedung der allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte 
unser Index der globalen Rechte zeigt, 
dass die Demokratie im letzten Jahr in 
54 Ländern abgenommen hat, und dass 
die Festnahmen von Gewerkschaftern 
und Gewerkschafterinnen auf allen 
Kontinenten zugenommen haben.

Es gibt weltweit mehr als 50 Kon-
f likte und die Militärausgaben sind 
höher als während des zweiten Welt-
kriegs. Zusammen mit Reiner Braun, 
unserem Partner vom International 
Peace Bureau (IPB), sind wir entschlos-
sen, zu einer Reduzierung der Militär-
ausgaben aufzurufen. Wir wollen mehr 
Geld für friedliche Maßnahmen in den 
Bereichen der Bildung, der Gesundheit, 
der Kinder- und Altenpflege, und weni-
ger für die gegenseitige Zerstörung, 
geschweige denn für das Leasing von 
unbemannten Kampfdrohnen oder 
Killerroboter, die heutzutage techno-
logisch möglich sind.

Kolleginnen und Kollegen, Palästina 
muss eine Priorität sein. 50 Jahre der 
Besetzung! Lasst uns dafür sorgen, dass 
Palästina als Staat anerkannt wird!

Unsere gemeinschaftliche Unter-
stützung für die Rettungsaktionen der 
Weißhelme in Syrien hat einen Unter-
schied gemacht und ich danke auch 
dafür.

Es gibt noch soviel mehr das wir 
gegen die Greueltaten, die Frieden und 
Demokratie bedrohen, tun müssen.

Sharan Burrow, Generalsekräterin der 
International Trade Union Confederation 
(Internationaler Gewerkschaftsbund)

Ankunft des Demozugs von „Frieden geht“ 2018 in Berlin | © Mohammad Hakim

Friedens- und Umweltbewegung 
gehören zusammen!

D ie Friedensbewegung und die 
Umweltbewegung haben die 
gleichen Ziele. Eine friedliche 

Welt, einen Friedensschluss zwischen 
den Menschen, einen Friedensschluss 
zwischen Mensch und Natur. Nur 
wenn wir diese gemeinsamen Ziele 
auch offensiv nach innen und nach 
außen vertreten haben wir auch eine 
Chance uns gegen diejenigen durch-
zusetzen, die an den Konflikten verdie-
nen, die an der Zerstörung des Lebens 
verdienen, egal ob das menschliches, 
pflanzliches oder tierisches Leben ist. 
Deswegen ist der Friedensschluss zwi-
schen Mensch und Natur eine unab-

dingbare Voraussetzung für die Erhal-
tung unseres Planeten. 

Auch der Klimawandel ist eine Ursa-
che für Konflikte, Konflikte um frucht-
bare Böden, Konflikte um knappe Res-
sourcen, die auch für die Produktion im 
militärischen Bereich benötigt werden. 
Durch unsere Art des Produzierens und 
Konsumierens tragen wir zentral zu den 
wachsenden Konflikten bei. Um das 
Leitbild einer nachhaltigen Entwick-
lung zu realisieren gilt es die Friedens-
bewegung und die Umweltbewegung 
wieder stärker zusammenzubringen.

Hubert Weiger, BUND

Beschluss des DNR 
(Deutscher Naturschutzring)

Die Bundesregierung plant, 30 Milliarden Euro für Rüstungs-

ausgaben aufzuwenden. Dadurch fehlen wichtige Investitionen 

im Bereich der Konfliktprävention. Umwelt- und Klimaschutz 

hingegen fördern und stärken einen nachhaltigen Frieden. 

Daher sind Investitionen in die Agenda 2030 zur Umsetzung 

der 17 Nachhaltigkeitsziele und des Pariser Klimaabkommens 

unerlässlich, um die Erderwärmung möglichst bei 1,5 Grad 

Celsius zu begrenzen. Der geplante Anstieg der Rüstungsaus-

gaben gefährdet diese Ziele. Investitionen von 2% in Klima-

schutz sorgen für mehr Sicherheit als 2% für Waffen.

© BUND

Der Einsatz deutscher 
Kampfdrohnen droht

D er Verteidigungsausschuss und 
der Haushaltsausschuss im 
Bundestag haben einer erstma-

ligen Anschaffung von bewaffnungs-
fähigen Drohnen für die Bundeswehr 
zugestimmt. Sie legten fest, dass für 
die Drohnen zunächst weder Waffen 
beschafft werden dürfen, noch eine 
Ausbildung von Soldat*innen für den 
Einsatz von Waffen stattfinden darf. 
Dennoch verurteilt die ärztliche Frie-
densorganisation IPPNW die Entschei-
dung für bewaffnungsfähige Drohnen, 
die vor einer öffentlichen Debatte über 
rechtliche und ethische Bedenken 
bezüglich des Einsatzes von Kampf-
drohnen getroffen wurde. Das Leasing 
der Heron TP könnte die Koalitions-
partner in Zugzwang bringen, die Waf-
fenfähigkeit des bereits angeschafften 
teuren Drohnensystems auch zu nutzen.

Die IPPNW fordert eine parlamenta-
rische Debatte unter Einbeziehung von 
Expert*innen und der Zivilgesellschaft 
über die Legalität, über ethische Fra-
gen sowie über die humanitären Folgen 

eines Einsatzes von Kampfdrohnen. 
„Mit der Entscheidung für ein Leasing 
der Heron TP wird eine zukünftige 
Bewaffnung der Drohnen wahrschein-
licher“, kritisiert IPPNW Vorstands-
mitglied Susanne Grabenhorst. Auch 
werde damit die Herstellung und 
Erprobung dieser inhumanen Waffen 
angetrieben. „Anstatt bewaffnungsfä-
hige Drohnen zu leasen, sollte sich die 
Bundesregierung international gegen 
ihre militärische Nutzung einsetzen 
und die völkerrechtlichen Normen 
stärken“, so Grabenhorst. 

Das European Center for Constitu-
tional and Human Rights (ECCHR) 
weist darauf hin, dass der Einsatz von 
Kampfdrohnen in bewaffneten Kon-
flikten in vielen Fällen völkerrechts-
widrig ist. Ihr Einsatz führe aufgrund 
ihrer Ungenauigkeit zu hohen zivilen 
Opferzahlen. Die Grundlagen für die 
Auswahl von Tötungszielen werden 
nur selten und dann erst nachträglich 
bekannt gemacht und gerichtlich nicht 
überprüft. Wiederholte Drohnenan-

griffe haben verheerende psychische 
Folgen auf die Zivilbevölkerung in den 
Zielgebieten. Personen, die direkte 
Verwandte verloren haben, aber auch 
Menschen, die keine Opfer im familiä-
ren Umkreis zu beklagen haben, leiden 
unter Symptomen psychischer Erkran-
kungen, vor allem der Posttraumati-
schen Belastungsstörungen (PTBS). 
Kinder und Frauen haben ein besonders 
hohes Risiko für eine Psychotraumati-
sierung. Aber auch das Militärpersonal, 
die sogenannten Drohnenoperatoren, 
leiden unter einer Vielzahl psychischer 
Störungen. 

Aufgrund der derzeitigen Praxis 
des Drohneneinsatzes durch die USA, 
Israel, Großbritannien und weitere 
Länder droht außerdem eine Aufwei-
chung völkerrechtlicher Normen, die 
nach dem Zweiten Weltkrieg entwi-
ckelt wurden, um den Einsatz militäri-
scher Gewalt zu beschränken.

Auszug aus einer Pressemitteilung 
der IPPNW vom 13. Juni 2018

Aufruf

Abrüsten statt aufrüsten!
Die Bundesregierung plant, die Rüstungsausgaben nahezu zu verdoppeln, auf zwei Prozent der 

deutschen Wirtschaftsleistung (BIP). So wurde es in der NATO vereinbart.

Zwei Prozent, das sind mindestens weitere 30 Milliarden Euro, die im zivilen Bereich fehlen, so 

bei Schulen und Kitas, sozialem Wohnungsbau, Krankenhäusern, öffentlichem Nahverkehr, 

Kommunaler Infrastruktur, Alterssicherung, ökologischem Umbau, Klimagerechtigkeit und inter-

nationaler Hilfe zur Selbsthilfe.

Auch sicherheitspolitisch bringt eine Debatte nichts, die zusätzlich Unsummen für die mili-

tärische Aufrüstung fordert. Stattdessen brauchen wir mehr Mittel für  Konfliktprävention als 

Hauptziel der Außen- und Entwicklungspolitik.

Militär löst keine Probleme. Schluss damit. Eine andere Politik muss her.

Damit wollen wir anfangen: Militärische Aufrüstung stoppen, Spannungen abbauen, gegen-

seitiges Vertrauen aufbauen, Perspektiven für Entwicklung und soziale Sicherheit schaffen, 

Entspannungspolitik auch mit Russland, verhandeln und abrüsten.

Diese Einsichten werden wir überall in unserer Gesellschaft verbreiten. Damit wollen wir helfen, 

einen neuen Kalten Krieg abzuwenden.

Keine Erhöhung der Rüstungsausgaben – 
Abrüsten ist das Gebot der Stunde!
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Abrüsten statt Aufrüsten

Statt Aufrüstung – 
Frieden sponsern
Liebe Friedensfreundin, lieber Friedensfreund,
liebe  Kollegin, lieber Kollege,

d ie drohende weitere Aufrüstung 
bahnt sich bei den nächsten 
Haushaltsberatungen an. Die 

NATO Vorgabe, dass in den nächsten 
Jahren 2% des Bruttosozialproduktes 
unseres Landes für Militär und Rüstung 
ausgegeben werden sollen, wird von 
der Bundesregierung von Jahr zu Jahr 
mehr realisiert. 75 Milliarden oder 20% 
des Bundeshaushaltes für Waffen und 
Rüstung bedeuten immer weniger für 
Soziales, für Bildung, Wissenschaft und 
Umwelt. Wir wollen uns mit dem Aufruf 

„abrüsten satt aufrüsten“ dem entgegen-
stellen und eine Wende zu mehr sozi-
aler Gerechtigkeit durchsetzen. Dazu 
brauchen wir viel örtliche und regionale 
Unterstützung, wir brauchen die Akti-
ven vor Ort aber auch finanzielle Unter-
stützung.

Die Zeitung, die Webseite, kleine Anzei-
gen, Veranstaltungen, das Erstellen von 
Informationsmaterial – alles kostet 
Geld. 

Wir  freuen uns über jede – auch noch 
so kleine – Spende. Bitte helft mit, unse-
ren Aufruf zu einem mobilisierenden 
Beitrag für Frieden und Entspannung 
in kriegerischen Zeiten zu entwickeln. 
Helft mit, damit unser Aufruf dazu 
beitragen kann, die Weichen endlich in 
Richtung Abrüstung umzustellen. 

Bitte spendet auf das Konto:

Friedens- und Zukunftswerkstatt e.V.
IBAN: DE20 5005 0201 0200 0813 90
BIC: HELADEF1822
Stichwort: Abrüsten jetzt
(Spendenbescheinigungen können ausgestellt werden.)

D u findest auch, dass die von 
der Bundesregierung geplante 
Erhöhung der Rüstungsaus-

gaben um 30 Milliarden Euro Wahn-
sinn ist? Dass Konfliktprävention das 
Ziel der deutschen Außenpolitik sein 
sollte und die militärische Aufrüstung 
gestoppt werden sollte? Und du hast ein 
Talent für grafische Gestaltung? Dann 
mache mit beim Wettbewerb der Initia-
tive „abrüsten statt aufrüsten“ zur Fin-
dung eines neuen Kampagnenmotivs!

Wir wollen, dass du die geplante 
Erhöhung der Rüstungsausgaben um 
30 Milliarden Euro visualisierst, dabei 
sind deiner Kreativität keine Grenzen 
gesetzt. Dein Motiv sollte vielseitig ver-
wendbar sein, wir wollen es sowohl als 
Plakatmotiv als auch auf Social Media 
verwenden. Idealerweise sollte eine 
Variante des Plakats auch als Aufkleber 

funktionieren. Wichtig ist, dass deine 
Einreichung die Ziele der Initiative 
ansprechend, aber möglichst griffig 
und verständlich darstellt. Dabei sollte 
die Erhöhung der Rüstungsausgaben 
inhaltlich im Fokus stehen. Unsere 
Webseite www.abruesten.jetzt soll auf 
dem Plakat erwähnt werden.

► Schicke dein Motiv als PSD und 
JPG bis zum 8.10.2018, 12 Uhr, an info@
abruesten.jetzt

Wenn dein Motiv gewinnt, wird es 
als offizielles Plakatmotiv deutsch-
landweit verwendet werden! Die kom-
plette Ausschreibung findest du auf 
unserer Webseite www.abruesten.jetzt

Jury

► Stefanie Berg 
 (Beraterin Marketing)

► Philipp Ingenleuf 
 (Netzwerk Friedenskooperative)
► Melanie Stitz 
 (Redakteurin „Wir Frauen“)
►  Horst Trapp
 (Kampagne Stop Ramstein)
► Uwe Wötzel (ver.di)

Preise

► Erster Platz: Offizielles Kampagnen-
 motiv der Initiative „abrüsten statt 
 aufrüsten“ für zahlreiche Aktionen 
 im Herbst 2018, Verwendung auf Pla-
 katen und im Online-Campaigning

► Zweiter bis fünfter Platz: Plakatbuch
  der Friedensbewegung

► Ausstellung der Gewinnermotive auf 
 der Konferenz

Wettbewerb:

Visualisierung der Erhöhung der 
Rüstungsausgaben um 30 Mrd. € 

» Abrüsten statt Aufrüsten «

Dieser Appell aus der Gesellschaft braucht Unterstützung, 
Hilfe und viele, die mit gestalten und mit bestimmen wollen:

► Unterzeichnet ihn online www.abruesten.jetzt und fordert Kolleginnen und Kollegen auf, 
 es auch zu tun. Über 70.000 Unterschriften sind erst ein Anfang.

► Sammelt Unterschriften, wo ihr arbeitet und lebt. Die Listen können unter 
 www.abruesten.jetzt zur sofortigen Nutzung herunter geladen werden. 

► Jede Veranstaltung ist Aufklärung, jeder Informationsstand verbreitert unser Anliegen und 
 hilft Unterschriften zu sammeln.

► Nutzt die nächste Friedensaktion, die nächste Demonstration und Kundgebung zur 
 Unterschriftensammlung, viele sind interessiert und freuen sich, angesprochen zu werden.

► Helft mit in eurer Initiative, in eurer Lokalgruppe, den Basisgruppen von Parteien und 
 Gewerkschaften für diesen Aufruf zu werben. Kein Gespräch, kein Auftritt ist umsonst, 
 sicher auch im Sportverein, vielleicht auch in der Disco.

► Ist der Aufruf schon auf Deiner Facebook Seite, hast Du ihn schon „geliked“, deine Freundinnen 
 und Freunde eingeladen und alle auf die Webseite www.abruesten.jetzt und die 
 Unterschriftensammlung hingewiesen?

► Hast du den Aufruf schon auf Twitter verbreitet?

► "Du bist der Aufruf", da wo du dich engagierst, wirke für "www.abruesten.jetzt", ganz individuell, 
 selbstbestimmt und erfolgreich.

Wir brauchen eine große gesellschaftliche Debatte um das Zukunftsthema „Wie wollen wir leben?“: 
mit Kriegsvorbereitung, Konfrontation und Sozialabbau oder für Gerechtigkeit, Selbstgestaltung 
und Solidarität – ohne Abrüstung wird das alles nichts. Deswegen mach auch Du und Ihr mit, bei 
der größten Herausforderung: Kriege verhindern, Abrüstung durchsetzen, Gerechtigkeit schaffen. 
Viele sind schon dabei, es kann eine Bewegung werden – durch Dich und Euch! Nur eine Zahl mit 
vielen Nullen schafft Eindruck und Aufmerksamkeit.

Name Vorname E-Mail / Adresse Stadt a* b* 

Wir unterstützen den Aufruf:  Listen zum Herunterladen und weitere Informationen: www.abruesten.jetzt

* Bitte ankreuzen: 
a) Mit der Veröffentlichung meines Namens bin ich einverstanden 

b) Weitere Informationen erwünscht

Bitte schicken Sie die Unterschriftenliste an: 
Netzwerk Friedenskooperative, Römerstraße 88, 53111 Bonn oder Friedens- und 

Zukunftswerkstatt e.V. c/o Gewerkschaftshaus Frankfurt Wilhelm-Leuschner

Anzeige

HECKLER & KOCH: EIN SCHMUTZIGER 
WAFFENDEAL VOR GERICHT
Der Vorwurf: Mehrere tausend G36-Sturmgewehre sollen in mexikanische 
Bundesstaaten geliefert worden sein, für die es keine Exportgenehmigung 
gab. Der Prozess begann am 15. Mai in Stuttgart. 
Rüstungsexperte Jan van Aken beobachtet 
den Prozess für die Rosa-Luxemburg-Stiftung.

Reinhart Kössler/Henning Melber

KOLONIALE AMNESIE
Zum Umgang mit der deutschen 
Kolonialvergangenheit
Standpunkte 9/2018

 Download: www.rosalux.de/
publikation/id/39030

Das Dossier 

zum Prozess gegen 

Heckler & Koch unter

www.rosalux.de/

dossiers/waffen-

exporte/

Demonstration „Stopp Airbase Ramstein“ 2018 | © Lucas Wirl


